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Anlage zu Hinweisverfahren 2012_10 
 

„Netzanschlussbegehren“ 
 
 
A. Fragestellung 

 

Welche Anforderungen sind an qualifizierte Netzanschlussbegehren gemäß 

§ 66 Abs. 18 Satz 2 EEG2012 ÄndGesBeschl1 zu stellen ? 

 

 

B. Stellungnahme 

 

Der neue § 66 Absatz 18 EEG2012 ist eine Übergangsbestimmung speziell für 

Photovoltaikanlagen (nachfolgend: PVA) in, an oder auf Gebäuden und 

Lärmschutzwänden. Die Norm lautet wie folgt: 

 

(18) Für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 

Strahlungsenergie, die vor dem 1. April 2012 in Betrieb genommen worden sind (...) 

gilt das Erneuerbare-Energien-Gesetz in der am 31. März 2012 geltenden Fassung. 

Satz 1 gilt auch für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 

Strahlungsenergie in, an oder auf Gebäuden oder Lärmschutzwänden, die nach 

dem 31. März 2012 und vor dem 1. Juli 2012 nach § 3 Nummer 5 in Betrieb 

genommen worden sind, wenn für die Anlage vor dem 24. Februar 2012 

nachweislich ein schriftliches oder elektronisches Netzanschlussbegehren 

unter Angabe des genauen Standorts und der zu installierenden Leistung der 

Anlage gestellt worden ist. 

 

Begründet wird die Regelung wie folgt (BT-Drs. 17/91 52 V. 28.03.20 I 2, S. 36 f.): 
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„Buchstabe c enthält Änderungen in § 66 Abs. 17 bis bei 22 EEG. Sie stehen in 

unmittelbarem Zusammenhang mit dem Vertrauensschutz bei der Änderung der 

Vergütung von Fotovoltaikanlagen durch dieses Gesetz, denn mit den Änderungen 

in 5 66 Abs. 18 und iga EEG wird der Vertrauensschutz umfassender abgebildet. 

Hierdurch wird sichergestellt, dass getätigte Investitionen, die sich bereits zu 

schutzwürdigen Rechtspositionen verfestigt hatten, geschützt werden. Mit 

Doppelbuchstabe bb wird Abs. 18 ein neuer Satz 2 angefügt. Dieser sieht eine 

Übergangsregelung für Fotovoltaikanlagen in, an oder auf Gebäuden oder 

Lärmschutzwänden vor. Insbesondere bei größeren Dachanlagen kann es im 

Einzelfall schwierig sein, sie bis Ende März 2012 in Betrieb zu nehmen, selbst wenn 

die ersten relevanten Investitionen bereits vor der Einbringung des Gesetzentwurfs in 

den Bundestag ausgelöst wurden. Aus diesem Grund wird eine weitere 

Übergangsfrist gewährt. Diese geht davon aus, dass relevante Investitionen für solche 

größeren Anlagen in der Regel nicht getätigt werden, bevor ein Netzanschluss-

begehren gestellt wurde. Dieses Netzanschlussbegehren muss vor dem 24. Februar 

2012 gestellt worden sein. Auch wenn nach diesem Zeitpunkt noch 

Netzanschlussbegehren gestellt wurden, z. B. weil auf eine entsprechende 

Vertrauensschutzregelung spekuliert wurde, konnte sich kein schutzwürdiges 

Vertrauen verfestigen, nachdem die Gesetzesänderung am 23. Februar 2012 in der 

Bundespressekonferenz öffentlich angekündigt worden war. Die Übergangsregelung 

ermöglicht eine Fertigstellung der Anlage bis zum 3o. Juni 2012. Die Anlage muss 

bis zu diesem Zeitpunkt nach dem neuen ‚technischen' Inbetriebnahmebegriff in Be-

trieb genommen sein, der am 1. April 2012 in Kraft tritt." 

 

I. Inbetriebnahme vor 1.07.2012 

 

Damit die Übergangsbestimmung anwendbar ist, muss die PVA vor dem 1. Juli 2012 in 

Betrieb genommen worden sein. Die Inbetriebnahme hat unter Einhaltung der neuen 

Vorgaben des § 3 Nr. 5 EEG2012 zu erfolgen. Insbesondere müssen also die 

Wechselrichter installiert sein. 



 
 
 

Seite 3 von 5 

Bundesverband Biogene und Regenerative Kraft- und Treibstoffe e.V. 

 

 

II. Form 

 

Das Netzanschlussbegehren kann in jeder denkbaren schriftlichen (vgl. § 126 BGB)  oder 

elektronischen (vgl. § 126a BGB) Form erfolgen. Auch eines SMS genügt.  

 

 

III. „Stellen“ 

 

Das Netzanschlussbegehren muss zudem vor dem 24. Februar 2012 „gestellt“ werden.  

 

Fraglich ist, ob dieses „Stellen“ eine Zustellung beim Netzbetreiber erfordert oder ob die 

Absendung einer Netzanschlusszusage ausreicht (Beispiel: Absendung einer Email am 

23.02.2012 um 23:59 Uhr, Eingang im Postfach des Netzbetreibers am 24.02.12 um 0:01 

Uhr).  

 

Die Clearingstelle vertritt in ihrem Entwurf eines Hinweises die Ansicht, erforderlich sei 

grundsätzlich der Zugang beim Netzbetreiber. Nur in Ausnahmefällen könne ein 

verspäteter Zugang ausreichen, nämlich wenn der Anlagenbetreiber nachweislich alles 

für einen rechtzeitigen Zugang getan habe (Entwurf, Rn. 13, 14).  

 

Dem kann nicht gefolgt werden.  

 

Eine solche Differenzierung schafft unnötige Beweisprobleme. „Stellen“ bedeutet schon 

dem Wortlaut nach nicht dasselbe wie „Zustellen“. Im Duden wird „Stellen“ gleichgestellt 

mit „Ein Ansinnen oder Ersuchen an jemanden richten“. Der Zugang dieses Ansinnens 

oder Ersuchens ist jeweils nicht wortimmanent. Der Netzbetreiber ist im Übrigen auch 

nicht schutzwürdig, wie die Clearingstelle selbst erkennt: Zum Zeitpunkt des Ablaufs der 

Frist hatte der Netzbetreiber keine Kenntnis davon, dass der Gesetzgeber diesen 
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Zeitpunkt später als Anknüpfungspunkt für die Rechtsfolgen des § 66 Abs. 18 EEG 2012 

festsetzen würde. Auch ändern sich die ihn treffenden Pflichten aus § 5 Abs. 5 und 6 EEG 

2012 durch den früheren Zugang grundsätzlich nicht - die Verpflichtung zur Zahlung einer 

anderen (höheren) Vergütung hingegen trifft den Netzbetreiber qua Gesetz, nicht auf 

Grund des (Rechtsgestaltungs-)Willens des Anlagenbetreibers. 

 

Der Anlagenbetreiber muss daher nur eine rechtzeitige Absendung in 

elektronischer oder schriftlicher Form vor dem 24.02.2012 nachweisen. 

 

Es versteht sich darüber hinaus von selbst, dass darüber hinausgehende Schritte und 

insbesondere eine Reaktion des Netzbetreibers auf das Anschlussbegehren nach dem 

Wortlaut nicht erforderlich sind, insbesondere keine Einspeisezusage. 

 

 

IV. Notwendige Angaben 

 

Fraglich ist, wie konkret das Netzanschlussbegehren sein muss. Insbesondere ist fraglich, 

ob nachträgliche Änderungen des Standortes oder der Leistung möglich sind. 

 

Anzugeben sind nach dem Wortlaut der genaue Standort und die zu installierende 

Leistung der Anlage. 

 

Zuzustimmen ist der Clearingstelle in ihrer Auffassung, dass keine zu hohen 

Anforderungen an das Netzanschlussbegehren gestellt werden dürfen. Denn 

Netzanschlussbegehren werden in einem eher frühen Projekt- und Planungsstadium 

gestellt. Bei Stellung eines Netzanschlussbegehrens sind noch nicht alle Parameter der 

späteren PV-Installation bekannt.  

Grundsätzlich ist nach dem EEG jedes Modul eine selbständige Anlage. Dies kann jedoch 

vorliegend nicht gemeint sein, wie die Clearingstelle im Entwurf zutreffend erkennt. 

Anlage im Sinne der Norm ist die im Groben feststehende Gesamtheit der PV-Module. 
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Nachträgliche Änderungen sind in gewissen Grenzen möglich. Der BBK schließt sich 

insofern den Ausführungen der Clearingstelle im Entwurf eines Hinweises an (Rn. 22 ff.).  

 

 
 
 


